
In der Senatssitzung am 27. April 2021 beschlossene Fassung 

Die Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, 
Stadtentwicklung und Wohnungsbau 

19.04.2021 

S 5 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 27.04.2021 

„Wann durchquert eine Straßenbahn die Überseestadt?“  
Anfrage für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft  

A. Problem 

Die Fraktion der CDU hat für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft folgende Anfrage an den 
Senat gestellt: 
Wir fragen den Senat: 

 
1. Aus welchen Gründen wird die Machbarkeitsstudie zur Verlängerung der 

Straßenbahn in die Überseestadt der Öffentlichkeit erst in der zweiten 
Jahreshälfte 2021 vorgestellt?  
 

2. Wann wurde die Erstellung der Machbarkeitsstudie mit welchem vertraglich 
vereinbarten Zeitplan vergeben?  
 

3. Inwieweit und mit welchem Sachstand liegen dem Senat und/oder dem 
Mobilitätsressort bereits Zwischenergebnisse des Gutachtens vor? 
 

B. Lösung 

Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 
 

Zu Frage 1: 

Es ist geplant, die Machbarkeitsstudie zur Jahresmitte abgeschlossen zu haben. 
Begonnen wurde im Frühjahr 2020 mit drei Beteiligungsrunden: Zunächst 
verwaltungsintern, dann mit Akteuren der Überseestadt und Trägern öffentlicher 
Belange sowie anschließend mit allen Bürger*innen.  

Im Anschluss wurden aus über 100 Vorschlägen sechs Varianten ermittelt, die zur 
Zielerreichung im Sinne der Maßnahme des integrierten Verkehrskonzeptes 
Überseestadt beitragen. Aus diesen Varianten wird aktuell die Vorzugsvariante 
ermittelt. Dieses geordnete und gründliche Verfahren ist für ein anschließendes 
zügiges Planfeststellungsverfahren erforderlich. Darüber hinaus wurde ein 
Gutachten zur Prüfung der grundsätzlichen Förderfähigkeit dieser Maßnahme mit 
Bundesmitteln nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz in Auftrag 
gegeben. 
 



Zu Frage 2: 
Mit dem Gutachter ist eine Erstellung der Machbarkeitsstudie innerhalb eines Jahres 
vereinbart gewesen. Über die Lenkungsrunde des Projektes sind noch weitere 
Prüfaufträge beschlossen worden. Dies hat eine Auftragserweiterung erforderlich 
gemacht, die auch eine neue Zeitplanung beinhaltet: den Abschluss bis zur 
Sommerpause 2021. 

Zu Frage 3: 
Der vorliegende Sachstand entspricht im Wesentlichen dem Stand, der auch dem Beirat 
Walle und dem Fachausschuss Überseestadt des Beirats Walle vorliegt und entspricht 
damit dem im Internet dargestellten Stand. 
 
Internetadresse: 
https://www.bauumwelt.bremen.de/mobilitaet/aktuelle_projekte/strassenbahn_in_die_ue
berseestadt-98082 
 

C. Alternativen 

Keine.  

D. Finanzielle/ Personalwirtschaftliche Auswirkungen/Genderprüfung 

Keinen finanziellen, personalwirtschaftlichen oder genderrelevanten Auswirkungen.  

E. Beteiligung / Abstimmung 

Der Antwortentwurf wurde mit der Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und Europa abgestimmt. 

F. Öffentlichkeitsarbeit/Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 

Geeignet nach Beschlussfassung im Senat. Einer Veröffentlichung über das zentrale 
elektronische Informationsregister steht nichts entgegen. 

G. Beschluss 

Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, 
Stadtentwicklung und Wohnungsbau vom 19.04.2021 einer mündlichen Antwort auf die 
Anfrage der Fraktion der CDU in der Fragestunde der Stadtbürgerschaft zu. 
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